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Die Feuerwehr ist eine Einrichtung, die mehr denn je eine wertvolle Aufgabe in un-
serer Gesellschaft und in unserem Staat hat. Brandbekämpfung, Technische Hilfe-
leistung, Rettungsmaßnahmen und die aktive Mitwirkung im Katastrophenschutz 
zählen zu ihren Einsatzbereichen.
In den Feuerwehren in Deutschland versehen mehr als eine Million Frauen und 
Männer freiwillig ihren Dienst für die Allgemeinheit. Aus diesem Grunde hat der 
Staat die Feuerwehren in den Schutz der gesetzlichen Unfallversicherung einbe-
zogen. Alle Feuerwehrangehörigen haben, wenn ein Versicherungsfall*  eintritt, 
einen Rechtsanspruch auf Leistungen aus der gesetzlichen Unfallversicherung. 
Hinzu kommen Mehrleistungen und freiwillige Zusatzleistungen. 

Zuständiger Unfallversicherungsträger für die Angehörigen der Feuerweh-
ren 	

•	 	für Sachsen-Anhalt und Thüringen ist die 
Feuerwehr-Unfallkasse Mitte (FUK Mitte),

•	 	für Hamburg, Mecklenburg-Vorpommern und Schleswig-Holstein ist die 
Hanseatische Feuerwehr-Unfallkasse Nord (HFUK Nord),

•	 	für Brandenburg ist die 
Feuerwehr-Unfallkasse Brandenburg (FUK BB). 

 * Zu den Versicherungsfällen in der gesetzlichen Unfallversicherung zählt der Arbeitsunfall einschließ-

lich Wegeunfall und Berufskrankheit
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Voraussetzung dafür, dass ein Unfall als 
Arbeitsunfall im Betrieb der Freiwilligen 
Feuerwehr anerkannt wird, ist, dass eine 
versicherte Person, also ein/e Feuer-
wehrangehörige/r, bei einer versicher-
ten Tätigkeit (Einsatz, Übung usw.) ei-
nen Unfall erleidet, in dessen Folge ein 
Gesundheitsschaden eintritt. 

Es ist entscheidend, dass die Verrich-
tung der Versicherten zur Zeit des Un-
falls der versicherten Tätigkeit zuzu-
rechnen ist (innerer bzw. sachlicher 
Zusammenhang), diese Verrichtung zu 
einem Unfallereignis geführt (Unfallkau-
salität) und das Unfallereignis einen Ge-
sundheitsschaden verursacht hat (haf-
tungsbegründende Kausalität).

Der Arbeitsunfall 

	 Versicherte Person  
	 (Feuerwehrangehörige)

	 Versicherte Tätigkeit  
	 (der Feuerwehrdienst)

			   innerer/sachlicher Zusammenhang

	 Verrichtung zur Zeit des  
	 (Unfall-)Ereignisses						      Arbeitsunfall
      
			   Unfallkausalität: Zusammenhang zwischen 
			   versicherter Tätigkeit und Unfall

	 Unfall(-ereignis) gem.  
	 § 8 Abs. 1 Satz 2 SGB VII

			   Haftungsbegründende Kausalität

	 Gesundheits(erst)schaden

Anmerkung: Ist eine dieser Voraussetzungen nicht gegeben, handelt es sich nicht um 
einen Arbeitsunfall im Betrieb der Feuerwehr.
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Der Unfallbegriff in der gesetzlichen 
Unfallversicherung wird dabei wie folgt 
beschrieben: 

Ein Arbeitsunfall ist ein zeitlich begrenz-   
tes, von außen auf den Körper einwir-
kendes Ereignis, das zu einem Gesund-
heitsschaden oder zum Tod führt. 

Zeitlich begrenzt ist ein Ereignis, wenn      
es entweder plötzlich eintritt oder sich    
innerhalb einer Arbeitsschicht an einem 
bestimmten Tag verwirklicht. 

Wegeunfälle
Zu den Wegeunfällen zählen Unfälle auf 
dem Weg zum und vom Dienst in der 
Freiwilligen Feuerwehr oder der sonsti-
gen versicherten Tätigkeit. Die Wahl des 
Verkehrsmittels steht dabei jedem frei.

Grundsätzlich ist der unmittelbare Weg 
versichert. Auf Umwegen besteht grund-
sätzlich nur dann Unfallversicherungs-
schutz, wenn sie zur Durchführung von 
Fahrgemeinschaften zurückgelegt wer-
den oder verkehrsgünstiger sind. 

Abwege sind alle Wege, die aus eigen-
wirtschaftlichen (privaten) Gründen 
gewählt werden, vom versicherten Weg 
abweichen und in eine andere Richtung 
führen. Sie sind nicht versichert.
Wird der Weg aus privaten Gründen 
unterbrochen, so entfällt der Versiche-

rungsschutz während dieser Zeit.

Der Rückweg nach einer versicherten     
Tätigkeit muss in einem zeitlichen Zu-
sammenhang zum Dienstende stehen.       
Eingeschobene private Tätigkeiten (z. B. 
Einkaufen, der Aufenthalt in einer Gast-  
stätte oder Freunde besuchen) sind 
nicht unfallversichert. Unterbrechungen 
des Weges bis zu zwei Stunden führen 
in der Regel nicht zum endgültigen Ver-
lust des Versicherungsschutzes auf dem 
sich anschließenden Rückweg; dauern 
diese jedoch über zwei Stunden, so ist 
der Rückweg danach unversichert.

Bild: FUK Mitte
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Die Feuerwehren gelten versicherungs-
rechtlich als Unternehmen zur Hilfeleis-
tung bei Unglücksfällen. Die im Feuer-
wehrdienst ehrenamtlich Tätigen und 
die Teilnehmenden an Ausbildungsver-
anstaltungen einschließlich der Lehren-
den sind nach Gesetz und Satzung der 
Feuerwehr-Unfallkasse ebenfalls unfall-
versichert. 

Feuerwehrangehörige, die verbeamtet   
sind, z. B. bei Berufsfeuerwehren, und 
die Angehörigen der Werk- und Betriebs-
feuerwehren sind gegen Arbeitsunfälle 
nach anderen gesetzlichen Vorschriften 
versichert.  

Zu dem bei der Feuerwehr-Unfallkasse 
versicherten Personenkreis zählen:

Freiwillige Feuerwehr
Alle Angehörigen einer Freiwilligen      
Feuerwehr, die ehrenamtlich bei Un-
glücksfällen und im Zivilschutz tätig      
werden oder an Ausbildungsveranstal-
tungen teilnehmen. Zur Freiwilligen      
Feuerwehr zählen auch Angehörige         
der Kinder- und Jugendfeuerwehr, die                         
Einsatz- und Reserve- sowie Ehrenabtei-
lungen.

Arbeits-, Dienst- oder Ausbildungsver-
hältnis
Alle auf Grund eines Arbeits-, Dienst-    
oder Ausbildungsverhältnisses im Feu-

erwehrdienst oder im Betriebsteil Feu-
erwehr der Gemeinde Beschäftigten. 

Gastreferenten
Ehrenamtlich Lehrende an der Landes-
feuerwehrschule, in Kreisfeuerwehr-
zentralen, Schulungskursen und ähn-
lichen Einrichtungen der Feuerwehren 
für die Aus- und Fortbildung. 

Katastrophenschutz
Soweit Angehörige der Freiwilligen Feu-
erwehren bei Maßnahmen des Katast-
rophenschutzes (KatS) einen Unfall er-
leiden, ist der Versicherungsschutz bei 
der Feuerwehr-Unfallkasse gegeben.

Löschhelfer
Unter diesen Personenkreis fallen alle,       
die durch den Einsatzleiter der Feuer-     
wehr zur Hilfeleistung herangezogen 
werden. 

Feuerwehrverbände
Versichert sind auch Mitglieder von 
Organen und Ausschüssen der Feuer-
wehrverbände in Ausübung ihrer Tätig-
keit im Verbandswesen.

Versicherte Personen
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Der gesetzliche Unfallversicherungs-
schutz erstreckt sich grundsätzlich auf 
alle Tätigkeiten, die den Aufgaben und   
Zwecken der Freiwilligen Feuerwehr die-
nen. Hierzu zählen insbesondere folgen-
de Tätigkeiten:

•	 Brandbekämpfung, Rettungs- und 
Bergungsmaßnahmen, Technische 
Hilfeleistung und Abwehr sonstiger 
Gefahren,

•	 Übungsdienst, Ausbildungsveranstal-
tungen, Schulungen,

•	 Arbeits- und Werkstattdienst,
•	 Feuerwehrdienstsport,
•	 Feuerwehrtechnische Vergleichswett-

kämpfe mit anderen Wehren,
•	 Feuerwehrdienstliche Veranstaltun-

gen und kameradschaftliche Zusam-
menkünfte, die offiziellen Charakter 
tragen,

•	 sonstige Feuerwehrtätigkeiten im Rah-
men der Öffentlichkeitsarbeit, z.B. zur 
Gewinnung neuer Mitglieder,

•	 Wege zum und vom Dienstort,
•	 Lehr- und Informationsfahrten, die 

den Belangen der Feuerwehr dienen 
und als Dienstfahrt genehmigt wur-
den,

•	 bei Kinder- und Jugendfeuerwehren ist 
auch die allgemeine Jugendarbeit eine 
versicherte Tätigkeit. 

Anmerkung: Nicht jedes Handeln und 
Tätigwerden im Feuerwehrdienst steht 
unter Versicherungsschutz, sondern nur 
die Verrichtungen, die im sachlichen 
Zusammenhang mit der versicherten Tä-
tigkeit stehen. Die sogenannten „eigen-
wirtschaftlichen (privaten) Tätigkeiten“ 
(z. B. Rauchen) sind nicht versichert.

Bild: FUK Mitte

Versicherte Tätigkeiten
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Die Aufgaben der Feuerwehr ergeben 
sich im Wesentlichen aus den einzelnen 
Brandschutzgesetzen der Länder. Auf 
den dort genannten Aufgabenbereich 
erstreckt sich der Versicherungsschutz.

Brandbekämpfung, Technische Hilfe-
leistung, Gefahrenabwehr
Bei Bränden, Not- und Unglücksfällen, 
die durch Naturereignisse, Einstürze, 
Unglücksfälle und dergleichen verur-
sacht sind, hat die Feuerwehr Hilfe zu 
leisten und die Bevölkerung vor drohen-
den Gefahren zu schützen.

Übungsdienst, Schulungsveranstal-
tungen, Wettkämpfe
Neben dem aktiven Brand- und Hilfe-
leistungseinsatz umfasst der Unfall-
versicherungsschutz auch Alarm- und 
Einsatzübungen, den Übungsdienst 
sowie Ausbildungs- und Schulungs-
veranstaltungen und den Arbeits- und 
Werkstattdienst. Zudem erstreckt sich 
der Unfallversicherungsschutz auf die 
Teilnahme an feuerwehrtechnischen 
Vergleichswettkämpfen. Vom Versiche-
rungsschutz sind jedoch nur solche Tä-
tigkeiten erfasst, die in einem rechtlich 
wesentlichen Zusammenhang mit dem 
Hilfeleistungsunternehmen Freiwillige 
Feuerwehr stehen.

Dienstsport in der Feuerwehr
Der Feuerwehrdienst setzt eine ge-
sundheitliche Eignung voraus. Damit 
Feuerwehrangehörige den Einsatz- und 
Übungsdienst ohne Gefährdungen ver-
richten können, sind Fitness und Aus-
dauer elementare Voraussetzungen.

Sportliche Betätigungen sind versi-
chert, wenn

1.	sie von der Leitung der Feuerwehr re-
gelmäßig als Dienstsport angesetzt 
sind,

2.	sie geeignet sind, die körperliche 
Leistungsfähigkeit der Feuerwehran-
gehörigen zu fördern,

Aufgaben der Feuerwehr

Bild: FUK Mitte
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3.	sich der Teilnehmerkreis überwiegend 
auf Feuerwehrangehörige beschränkt 
und 

4.	die sportliche Betätigung keinen Wett-
kampfcharakter trägt.

Anmerkung: Nicht versichert sind z.B. 
Fußballturniere gegen andere ortsansäs-
sige Vereine, weil diese nicht die Voraus-
setzung eines versicherten Dienstsports 
erfüllen.

Feuerwehrmusikzüge
Aufgabe der Feuerwehrmusikzüge ist 
es hauptsächlich, feuerwehrdienstliche 
Veranstaltungen musikalisch zu beglei-
ten bzw. zu umrahmen. Sie dienen in 
erster Linie der Öffentlichkeitsarbeit und 
Traditionspflege der Freiwilligen Feuer-
wehr. Für satzungsgemäß vorgesehene 
Feuerwehrmusik- und Spielmannszüge 
besteht bei Proben und Auftritten eben-
falls Unfallversicherungsschutz über die 
Feuerwehr-Unfallkasse. 
Musikzüge gelten nur dann als Feuer-
wehrmusikzüge, wenn sie der Leitung        
der Feuerwehr organisatorisch unter-
stellt sind. Zur Verstärkung des vorhan-
denen Klangkörpers können auch Per-
sonen tätig werden, die nicht aktiv im 
Feuerwehrdienst tätig sind.

Bei Auftritten auf feuerwehrfremden 
(privaten) Veranstaltungen entfällt der 
gesetzliche Unfallversicherungsschutz, 

wenn sie dann nicht den Belangen der 
Freiwilligen Feuerwehr dienen oder die-
se fördern. Das Tragen von (historischer)    
Feuerwehrdienstkleidung reicht nicht 
aus, Versicherungsschutz abzuleiten. Es 
empfiehlt sich für private Auftritte eine 
private Unfallversicherung abzuschlie-
ßen. 

Feuerwehrveranstaltungen, Kamerad-
schaftsabende
Alle Feuerwehrveranstaltungen und ka-
meradschaftlichen Zusammenkünfte 
müssen einen dienstlichen Charakter 
haben und von der Autorität der Leitung 
der Feuerwehr getragen werden, damit 
Versicherungsschutz besteht. Unter Ver-
sicherungsschutz stehen beispielsweise 
die Teilnahme an Tagungen der Landes-
feuerwehrverbände und des Deutschen 
Feuerwehrverbandes, Zusammenkünf-
ten und Veranstaltungen der Feuerwehr, 
öffentlichen Veranstaltungen zur Wer-
bung von Mitgliedern und Ehrungen von 

Bild: FUK Mitte
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verdienten Mitgliedern. 

Beginn und Ende von Veranstaltun-    
gen
Jede Veranstaltung hat einen offiziel-
len Beginn und ein offizielles Ende. Die 
Zeitpunkte werden von der Leitung der 
Feuerwehr festgelegt und mitgeteilt. Mit 
dem Ende der Veranstaltung und even-
tuellen kurzen abschließenden Arbei-
ten endet auch der Versicherungsschutz 
der Feuerwehrangehörigen. Ein länge-
res Verweilen am Ort der Veranstaltung 
führt zum Verlust des Unfallversiche-
rungsschutzes, d. h., die sogenannte 
„Nachfeier“ und ein „letztes Bier“ wer-
den dann einer privaten Tätigkeit zuge-
rechnet. 

Anmerkung: Versicherungsschutz besteht 
solange, bis die Veranstaltung offiziell 
durch die Leitung der Feuerwehr beendet 
wurde.

Neu- und Umbau eines Feuerwehrhau-
ses
Ist die bauliche Erhaltung (Renovierung) 
oder ein Neu-/Anbau eines Feuerwehr-
gerätehauses erforderlich und führen 
Angehörige der Feuerwehr die Baumaß-
nahme in Eigenleistung durch, besteht 
grundsätzlich Versicherungsschutz über 
die Feuerwehr-Unfallkasse. 

Bedingung ist jedoch, dass der Träger   
des Brandschutzes (Stadt- bzw. Gemein-
de) die Zustimmung offiziell erklärt hat, 
weil die Feuerwehr eine gemeindliche 
Einrichtung ist. 

Der Träger des Brandschutzes darf Feu-
erwehrangehörige, die erkennbar nicht 
in der Lage sind, eine Arbeit ohne Ge-
fahr für sich oder andere auszuführen, 
mit dieser Arbeit nicht beschäftigen. Die 
qualifizierten Arbeiten sind stets durch 
entsprechende Fachfirmen durchzufüh-
ren. 

Anmerkung: Planungen zum Neubau ei-
nes Feuerwehrhauses, aber auch Um- und 
Anbauten sollten der Feuerwehr-Unfall-
kasse vorab zur Prüfung und Beratung 
vorgelegt werden.

Bild: FUK Mitte
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Grenzen des Versicherungsschutzes

Unfälle aus innerer Ursache
Grundsätzlich liegt kein Versicherungs-
fall vor, wenn die Gesundheitsschädi-
gung durch krankhafte Erscheinungen 
des bzw. der Feuerwehrangehörigen be-
gründet ist. Das ist dann der Fall, wenn 
die körpereigene („innere“) Ursache zu 
dem eingetretenen Geschehensverlauf 
geführt hat. Zu Gesundheitsschädigun-
gen aus inneren Ursachen zählen z.B. 
Ohnmachts- oder epileptische Anfälle. 
Haben betriebliche Einrichtungen oder 
Umstände zu Art und Schwere der Ver-
letzung beigetragen, können Gesund-
heitsschäden, die durch den Sturz verur-
sacht werden (z.B. eine Platzwunde), als 
Arbeitsunfallfolge anerkannt werden, 
nicht jedoch der Anfall selbst.

Unfälle infolge Vorschädigungen (Scha-
densanlagen oder Vorerkrankungen)
Kommen als Ursache für den Gesund-
heitsschaden sowohl ein äußeres Ereig-
nis während der versicherten Tätigkeit, 
als auch körpereigene Vorschädigungen 
in Betracht, ist abzugrenzen, ob das 
Unfallereignis die rechtlich wesentli-
che Ursache für den Gesundheitsscha-
den war oder ob die Vorerkrankung/
körpereigene Veranlagung insoweit an-
sprechbar war, dass sie auch bei jeder 
anderen Tätigkeit zu derselben Zeit den 
Gesundheitsschaden (mit oder ohne 
einer äußeren Einwirkung) ausgelöst 
hätte. Ist der Gesundheitsschaden auf 

körperliche Vorschäden zurückzuführen, 
darf die Feuerwehr-Unfallkasse einen 
Arbeitsunfall aus rechtlichen Gründen 
nicht anerkennen, selbst wenn das Er-
eignis  im zeitlichen und örtlichen Zu-
sammenhang mit der Feuerwehrtätigkeit 
eingetreten ist.

Eigenwirtschaftliche Tätigkeiten
Die Verrichtung der versicherten Person 
muss zur Zeit des Unfalls tatsächlich 
auch der versicherten Tätigkeit zuzu-
rechnen sein (sog. „innerer/sachlicher 
Zusammenhang“). Alle Tätigkeiten, 
welche z.B. während eines Feuerwehr-
dienstes aus eigenwirtschaftlichen, 
privaten Gründen verrichtet werden, 
sind deshalb vom Versicherungsschutz 
ausgeschlossen. Eigenwirtschaftlich 
sind solche Verrichtungen, die zwar in 
örtlicher und zeitlicher Beziehung zur 
versicherten Tätigkeit stehen, aber über-
wiegend privaten Zwecken dienen. Zur 
Bandbreite dieser Verrichtungen zählen 
typischerweise das Rauchen, die Nah-
rungsaufnahme - sofern nicht eine be-
triebsbedingte Notwendigkeit vorliegt 
- oder die Reparatur eines privaten Ge-
genstands im Feuerwehrhaus.

Neckerei, Scherz, Streit
Kein Unfallversicherungsschutz be-
steht bei Verletzungen infolge Neckerei, 
Scherz und Streit, wenn sich der Versi-
cherte darauf einlässt und die Gründe 
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hierfür persönlicher, feuerwehrfremder 
Art sind. 

Trunkenheit, Alkohol, Vollrausch, Dro-
gen
Wer sich durch übermäßigen Alkoholge-
nuss in einen Zustand des Vollrausches 
versetzt  und zur Durchführung einer 
ziel- und zweckgerichteten betrieblichen 
Tätigkeit nicht mehr imstande ist, steht 
nicht unter Unfallversicherungsschutz 
(Leistungsausfall). Bei geringerem Alko-
holkonsum wird im Rahmen einer Ein-
zelfallprüfung festgestellt, ob der Unfall 
rechtlich allein wesentlich auf alkohol-
bedingtes Fehlverhalten der versicher-

ten Person zurückzuführen war oder 
andere Umstände für den Eintritt des 
Unfalls ursächlich waren. 

Die für den Alkoholeinfluss aufgestell-
ten Grundsätze gelten auch bei Einnah-
me von berauschend wirkenden Medi-
kamenten oder Drogen.

Alkoholgenuss bei Verkehrsteilnehmern
Bei angetrunkenen Verkehrsteilnehmen-
den besteht dann kein Unfallversiche-
rungsschutz, wenn absolute Verkehrs- 
bzw. Fahruntüchtigkeit vorlag. Die 
absolute Verkehrsuntüchtigkeit beginnt 
für Kraftwagen-, Motorrad-, Moped- und 
Mofa-Fahrer bei einem Blutalkoholkon-
zentrationswert von 1,1‰, für Radfah-
rer bei 1,6‰. Ausnahmsweise kommt 
Versicherungsschutz in Betracht, wenn 
offenkundig andere als trunkenheits-
bedingte Ursachen den Unfall rechtlich 
wesentlich verursacht hatten.

Bild:  FUK Mitte
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Versicherungsschutz im Ausland

Grundsätzlich stehen auch Auslands-
fahrten unter dem Schutz der gesetzli-
chen Unfallversicherung, sofern diese 
von der Stadt oder Gemeinde als Trä-
ger des Brandschutzes genehmigt wur-
den und der Auslandsaufenthalt nicht 
aus rein privaten und damit eigenwirt-
schaftlichen Gründen erfolgt. Es gilt 
das Entsendungsprinzip. Nach diesem 
Prinzip erstreckt sich der Unfallversi-
cherungsschutz zeitlich befristet auch 
auf versicherte Tätigkeiten im Ausland. 
Handelt es sich um mehrere Teilnehmer, 
muss die Fahrt als Gruppe geschlos-
sen durchgeführt werden. Der Versiche-
rungsschutz besteht für Angehörige der 
Feuerwehr. Betreuer der Jugend- oder 
Kinderfeuerwehr, die nicht Mitglied der 
Freiwilligen Feuerwehr sind, sind unter 
bestimmten Voraussetzungen ebenfalls 
unfallversichert.

Bei grenzüberschreitenden Einsätzen 
besteht ebenfalls grundsätzlich Versi-
cherungsschutz bei der Feuerwehr-Un-
fallkasse.

Aber auch im Rahmen von Auslands-
fahrten und Auslandeinsätzen gibt es im 
Recht der gesetzlichen Unfallversiche-
rung keinen vollumfänglichen Versiche-
rungsschutz. Alle Tätigkeiten, welche 
dort aus eigenwirtschaftlichen bzw. pri-
vaten Gründen verrichtet werden, sind 
vom Versicherungsschutz ausgeschlos-
sen.

Anmerkung:Auslandreisen sollten der   
Feuerwehr-Unfallkasse rechtzeitig vor 
Reiseantritt schriftlich angezeigt werden.

Bild: HFUK Nord
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Prävention, Unfallverhütung und Ge-
sundheitsschutz
Aufgabe der Unfallversicherung ist es,  
mit allen geeigneten Mitteln Arbeitsun-
fälle und Berufskrankheiten sowie ar-
beitsbedingte Gesundheitsgefahren zu 
verhüten und für eine wirksame Erste 
Hilfe zu sorgen. Die Feuerwehr-Unfall-
kasse erlässt hierzu Unfallverhütungs-
vorschriften und überwacht durch ihre 
Aufsichtspersonen deren Einhaltung. 

Unfallverhütungsvorschriften
Die Unfallverhütungsvorschriften und 
das staatliche Arbeitsschutzrecht ver-
pflichten die Städte und Gemeinden 
- als Träger des Brandschutzes - alle 
baulichen Anlagen, Einrichtungen, Ma-
schinen, Fahrzeuge sowie Ausrüstung 
und Geräte der Feuerwehr so einzurich-

ten, zu unterhalten und zu beschaffen, 
dass bei Ausbildung, Übung und Einsatz 
Gefährdungen von Feuerwehrangehöri-
gen vermieden werden. Außerdem hat 
der Träger des Brandschutzes den Feuer-
wehrangehörigen geeignete persönliche 
Schutzausrüstung zur Verfügung zu stel-
len und diese in ordnungsgemäßem Zu-
stand zu halten. Die Feuerwehrangehö-
rigen haben die zur Verfügung gestellte 
persönliche Schutzausrüstung bestim-
mungsgemäß zu benutzen, regelmäßig 
auf ihren ordnungsgemäßen Zustand zu 
achten und festgestellte Mängel unver-
züglich zu melden. Die Gemeinden als 
Unternehmer und die Leitung der Feuer-
wehr sind für die Einhaltung der Unfall-
verhütungsvorschriften verantwortlich. 

Dazu zählt auch, dass die Unfallverhü-
tungsvorschriften allen Feuerwehran-
gehörigen zur Verfügung stehen. Min-
destens im jährlichen Abstand ist eine 
Unterweisung über die Gefahren im 
Feuerwehrdienst und die Einhaltung der 
Unfallverhütungsvorschriften durchzu-
führen und schriftlich zu dokumentie-
ren. Die Feuerwehrangehörigen sind ver-
pflichtet, die Vorschriften zu befolgen. 

Anmerkung: Wichtigste Unfallverhü-
tungsvorschrift ist die DGUV Vorschrift 49 
„Feuerwehren“ in der jeweils aktuellen 
Fassung.

Aufgaben und Leistungen der Feuerwehr-
Unfallkasse

Bild: FUK Mitte
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Sicherheitsbeauftragte
Jede Feuerwehr mit mehr als 20 
Mitgliedern muss eine oder einen 
Sicherheitsbeauftragte/n bestellen. 
Feuerwehren mit Grundausstattung 
sollten grundsätzlich eine oder einen 
Sicherheitsbeauftragte/n bestellen. 
Diese haben die Leiter der Feuerwehr 
bei der Durchführung des Unfallschut-
zes zu unterstützen und sich von dem 
Vorhandensein und der ordnungsgemä-
ßen Benutzung der vorgeschriebenen 
Schutzausrüstung zu überzeugen. Die 
Feuerwehr-Unfallkassen bieten beson-
dere Ausbildungslehrgänge für Sicher-
heitsbeauftragte an, die z. B. an den 
Brand- und Katastrophenschutzschulen 
der jeweiligen Länder stattfinden. 

Erste Hilfe
Erste Hilfe nach einem Unfall ist wichtig 
und bestimmt oft den späteren Heilver-
lauf. Bei einem Unfall müssen bis zum 
Eingreifen des Arztes wirksame Erste-
Hilfe-Maßnahmen getroffen werden. Die 
Unfallverhütungsvorschriften schreiben 
deshalb vor, dass in jedem Feuerwehr-
haus das erforderliche Verbandszeug 
vorrätig zu halten, zu erneuern bzw. 
aufzufüllen ist. Außerdem muss jedes 
Löschfahrzeug mit einem Verbandkas-
ten ausgerüstet sein. Feuerwehrangehö-
rige sind in Erster Hilfe auszubilden.

Bild: FUK Mitte
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Trotz aller Erfolge bei der Präventions-
arbeit der Feuerwehr-Unfallkasse treten 
Arbeitsunfälle, Wegeunfälle und Berufs-
krankheiten ein. In diesen Fällen sind 
die betroffenen Feuerwehrangehörigen 
durch ein umfassend ausgebautes Be-
treuungssystem abgesichert und haben 
einen gesetzlichen Anspruch auf folgen-
de Leistungen:

Heilbehandlung
Die Feuerwehr-Unfallkasse hat nach Ein-
tritt des Versicherungsfalles die Gesund-
heit und die Leistungsfähigkeit der Ver-
sicherten mit allen geeigneten Mitteln 
wiederherzustellen.

Die Heilbehandlung umfasst insbeson-
dere:
•	 ambulante ärztliche Behandlung ein-

schließlich medizinischer Erstversor-
gung,

•	 zahnärztliche Behandlung einschließ-
lich der Versorgung mit Zahnersatz,

•	 Versorgung mit Arznei-, Verband-, 
Heil- und Hilfsmitteln,

•	 Ausstattung, Wiederherstellung oder 
Erneuerung von Körperersatzstücken 
oder Hilfsmitteln,

•	 häusliche Krankenpflege,
•	 die stationäre Behandlung in Kran-

kenhäusern, BG-Unfallkliniken und 
Rehabilitationseinrichtungen.

Diese Leistungen werden für die Versi-

cherten ohne Eigenanteil (Zuzahlung) 
erbracht.

Leistungen zur Teilhabe am Arbeitsle-
ben und am Leben in der Gemeinschaft
Zur Teilhabe am Arbeitsleben werden 
die erforderlichen Leistungen erbracht, 
um die Erwerbsfähigkeit der Versicher-
ten entsprechend ihrer Leistungsfähig-
keit zu erhalten, zu verbessern, wieder 
herzustellen und ihre Teilhabe am Ar-
beitsleben möglichst auf Dauer zu si-
chern. Bei der Auswahl der Leistungen 
werden Eignung, Neigung, bisherige 
Tätigkeit sowie Lage und Entwicklung 
auf dem Arbeitsmarkt angemessen be-
rücksichtigt. Die Leistungen umfassen 
insbesondere:

•	 Erhaltung und Erlangung eines Ar-
beitsplatzes (z. B. Umbau oder Anpas-
sung des Arbeitsplatzes, der Einsatz 
von Hilfsmitteln oder Arbeitsassis-
tenz)

•	 Berufsvorbereitung,
•	 berufliche Anpassung durch Fortbil-

dung, Ausbildung, Umschulung,
•	 Leistungen an Arbeitgeber.

Um die Versicherten bei der Führung ei-
nes möglichst selbstständigen Lebens 
zu unterstützen und die Teilhabe am ge-
sellschaftlichen Leben zu ermöglichen, 
sind im Einzelfall folgende eigenständi-
ge Leistungen von Bedeutung:

Medizinische Heilbehandlung und  
Teilhabe
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•	 Haushaltshilfe,
•	 Rehabilitationssport,
•	 Kraftfahrzeughilfe
•	 Wohnungshilfe
•	 sonstige Leistungen

Koordiniert werden diese Maßnahmen 
von dem/der Reha-Manager/in der Feu-
erwehr-Unfallkasse.

Bei den nachfolgenden Geldleistungen 
handelt es sich um gesetzliche Leis-
tungen. Die Feuerwehr-Unfallkasse 
zahlt zudem Mehrleistungen, die ge-
sondert erläutert werden.

Geldleistungen während der Reha-
bilitation

Um Versicherte während der Maßnah-
men der medizinischen Rehabilitation 
und/oder beruflichen Rehabilitation 
finanziell abzusichern, hat die Feuer-
wehr-Unfallkasse nach den gesetzlichen 
Bestimmungen (Sozialgesetzbuch VII) 
Verletztengeld bzw. Übergangsgeld an 
die Versicherten zu zahlen.

Entgeltfortzahlung und Verletztengeld
Verletztengeld hat eine Entgelt- oder 
Einkommensersatzfunktion. Der An-
spruch auf  Verletztengeld beginnt an 
dem Tag, an dem die Arbeitsunfähigkeit 
festgestellt wird.

Die Auszahlung erfolgt nach Wegfall des 
Anspruchs auf Entgeltfortzahlung durch 
den Arbeitgeber.

Bei Arbeitnehmerinnen und Arbeitneh-
mern beträgt das Verletztengeld 80 % 
des Bruttoverdienstes vor Beginn der 
Arbeitsunfähigkeit. Es darf den Netto-
verdienst dabei nicht überschreiten. 
Bei der Gewährung von Verletztengeld 
sind unter bestimmten Voraussetzun-
gen ganz oder teilweise die Beiträge 
zur Kranken-, Pflege-, Renten- und Ar-
beitslosenversicherung (Sozialversiche-
rungsbeiträge) zu tragen. Die Auszah-
lung erfolgt regelmäßig im Auftrag der 
Feuerwehr-Unfallkasse durch die Kran-
kenkassen.

Soweit Arbeitsentgelt weiter bezogen 
wird, besteht kein Anspruch auf Verletz-
tengeld.

Bei Selbständigen errechnet sich das 
Verletztengeld aus dem Jahresarbeits-
einkommen im Geschäftsjahr vor dem 
Unfall, welches durch Einkommensteu-
erbescheid nachzuweisen ist. 

Das Verletztengeld beträgt bei Selbstän-
digen kalendertäglich höchstens den 
450. Teil des Dreifachen der jeweils gül-
tigen Bezugsgröße. Diese wird jährlich 
durch den Gesetzgeber neu bestimmt.
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Übergangsgeld
Während der Teilnahme an einer berufs-
fördernden Maßnahme können die Ver-
sicherten nicht für ihren Unterhalt bzw. 
den Unterhalt ihrer Familie sorgen. Für 
die Dauer einer berufsfördernden Maß-
nahme haben sie deshalb einen An-

spruch auf Zahlung von Übergangsgeld. 
Dies soll das fehlende Einkommen aus-
gleichen. Die Höhe des Übergangsgel-
des richtet sich grundsätzlich nach den 
Einkommensverhältnissen vor Beginn 
der Arbeitsunfähigkeit und den Famili-
enverhältnissen der Verletzten zur Zeit 
der Maßnahme. Das Übergangsgeld be-
trägt bei Versicherten, die mindestens 
ein Kind haben oder pflegebedürftig 
sind, 75 %, bei den übrigen Versicherten 
68 % des Verletztengeldes.

Betriebshilfe/Landwirtschaft
Erleidet ein selbständiger Landwirt ei-
nen Unfall im Betrieb der Feuerwehr und   
wird arbeitsunfähig, so kann er anstelle 
des Verletztengeldes die Erstattung der 
Kosten für eine selbst beschaffte Be-
triebshilfe von der Feuerwehr-Unfallkas-
se erstattet bekommen. 

Besondere Unterstützung
Die Feuerwehr-Unfallkasse kann zum 
Ausgleich besonderer Härten zusätzli-
che Leistungen (in der Regel finanzielle 
Mittel) an die Versicherten oder deren 
Angehörigen gewähren. Höhe und Dau-
er dieser Sonderleistung bestimmt sie 
nach pflichtgemäßem Ermessen.

 Bezugsgröße Ost 2019: 34.440,00 €
 Höchstbetrag: 229,60 €;  

 Bezugsgröße West 2019: 37.380,00 €
 Höchstbetrag. 249,20 EUR 

Bild:FUK Mitte
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für einen Angestellten mit gleich bleibendem Monatsgehalt

Unfalltag		  15. Mai 2019

Gehaltsabrechnung erfolgt für April am 10.05.2019
Bruttoverdienst:		  2.809,46 €
Nettoverdienst:		  2.015,68 €

Der Kalendermonat wird mit 30 Tagen gerechnet Die Zahlung von Verletztengeld er-
folgt täglich:

2.809,46 € = 93,56 €, davon 80 % = 74,92 € 
   30 Tage

Das aus dem Arbeitsentgelt berechnete Verletztengeld darf das bei entsprechender 
Anwendung wie oben berechnete Nettoarbeitsentgelt nicht übersteigen, somit erfolgt 
hier ein Vergleich:

2.015,68 € = 67,19 €
   30 Tage

Das Verletztengeld beträgt kalendertäglich 67,19 €.

Beispiel
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Entschädigungsleistungen bei Minderung der 
Erwerbsfähigkeit
Rente aus der Unfallversicherung 
Nicht immer sind Heilbehandlung und   
die verschiedenen Teilhabeleistungen 
so erfolgreich, dass die Gesundheit der 
Versicherten wieder hergestellt werden 
kann und diese uneingeschränkt am 
Erwerbsleben teilnehmen können. Ver-
bleibt als Folge eines Versicherungsfalls 
eine Minderung der Erwerbsfähigkeit 
(MdE), so besteht Anspruch auf eine 
Verletztenrente. 

Voraussetzungen für eine Rente und Be-
rechnungsgrundlage 
Die Rente wird in der Regel nach Wie-
dereintritt der Arbeitsfähigkeit fest-
gesetzt. Der Grad der Minderung der 
Erwerbsfähigkeit wird durch ein ärztli-
ches Gutachten festgestellt. Rente wird 
gewährt, wenn Unfallverletzte infolge 
eines Arbeitsunfalls über die 26. Wo-
che hinaus in ihrer Erwerbsfähigkeit 
gemindert sind und die Minderung der 
Erwerbsfähigkeit mindestens 20 v. H. 
beträgt. Die Höhe der Rente richtet sich 
nach mehreren Faktoren, nämlich nach

dem Arbeitsverdienst der/des Unfallver-
letzten der letzten 12 Kalendermonate 
vor Eintritt des Unfalls (Jahresarbeitsver-
dienst)

und 
dem Grad der Minderung der Erwerbs-
fähigkeit.
 

Vollrente
Vollrente ist bei vollständigem Verlust 
der Erwerbsfähigkeit zu gewähren (MdE 
= 100 v. H.*). Sie beträgt 2/3 des Jahres-
arbeitverdienstes. 

Teilrente

Bei teilweiser Minderung der Erwerbs-
fähigkeit wird der Teil der Vollrente ge-
währt, der dem Grad der Minderung der 
Erwerbsfähigkeit entspricht. 

Die Minderung der Erwerbsfähigkeit ist 
eine sogenannte abstrakte Schadens-
bemessung. Sie wird nach dem Unter-
schied der für die Versicherten auf dem 
gesamten Gebiet des Erwerbslebens 
bestehenden Erwerbsmöglichkeiten vor 
und nach dem Versicherungsfall bemes-
sen. Demzufolge wird nicht ein tatsäch-
licher Einkommensverlust ausgeglichen, 
sondern die geminderte Erwerbsfähig-
keit. 

Verletztenrente wird gezahlt, solange 
die erforderlichen Voraussetzungen un-
verändert fortbestehen, in vielen Fällen 
lebenslang, unabhängig von Berufstä-
tigkeit oder Alter der Versicherten.

* Die Minderung der Erwerbsfähigkeit (MdE) wird 
in der gesetzlichen Unfallversicherung aufgrund 
der abstrakten Schadensbemessung nicht in 
Prozent (%) sondern in von Hundert (v. H.) ange-
geben.
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Jahresarbeitsverdienst – Berechnung 
der Rente
Die Rente wird nach dem Jahresarbeits-
verdienst (JAV) berechnet. Als JAV gelten 
das Arbeitsentgelt und das Arbeitsein-
kommen in den letzten zwölf Kalender-
monaten vor Eintritt des Versicherungs-
falls.

Der Mindest-Jahresarbeitsverdienst  
(Mindest-JAV) richtet sich nach der je-
weils maßgebenden Bezugsgröße. Die 
Bezugsgröße ist eine sich jährlich dyna-
misch verändernde Rechengröße, die 
durch das Bundesministerium für Arbeit 
und Soziales festgelegt wird.

Für das Jahr 2019 beträgt die Bezugsgrö-
ße Ost 34.440,00 € und die Bezugsgrö-
ße West 37.380,00 €.

Für Versicherte, die im Zeitpunkt des 
Versicherungsfalles das 15. Lebensjahr, 
aber noch nicht das 18. Lebensjahr voll-
endet haben, beträgt der Mindest-JAV    
40 v. H. und für die, die das 18. Lebens-    
jahr vollendet haben, 60 v. H. der maß-
gebenden Bezugsgröße. Für Kinder be-
trägt der Mindestbetrag 33 1/3 v. H. der 
Bezugsgröße. 

Die Obergrenze des Jahresarbeitsver-
dienstes beträgt nach der Satzung der  
Feuerwehr-Unfallkasse das Dreifache   
der Bezugsgröße. 

Nach einem Arbeitsunfall am 15. Januar 2019 bestand beim Versicherten Arbeitsunfä-
higkeit im Sinne der Krankenversicherung bis zum 31. Mai 2019. Für die ersten sechs 
Wochen wurde Lohnfortzahlung durch den Arbeitgeber gewährt. Für die über diesen 
Zeitraum hinausgehende Dauer der Arbeitsunfähigkeit zahlte die Krankenkasse Ver-
letztengeld im Auftrag der Feuerwehr-Unfallkasse. 

Die Begutachtung durch einen unabhängigen Facharzt ergab eine dauerhafte MdE von 
30 v. H.

Der Versicherte erzielte in den letzten zwölf Monaten vor dem Unfall einen Jahres-
arbeitsverdienst in Höhe von 38.400,00 €. 

Beispiel
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Die Verletztenrente berechnet sich wie folgt:

38.400,00 €  x  2/3  (Vollrente)		  =  	 25.600,00 €
25.600,00 €  x  30 v. H.  (Jahresrente) 	 =	    7.680,00 €
monatlicher Verletztenrentenbetrag 	 = 	       640,00 €

Leistungen an Hinterbliebene
Nach einem tödlichen Arbeitsunfall oder 
Tod durch Berufskrankheit werden die 
Hinterbliebenen finanziell umfassend 
durch die Feuerwehr-Unfallkasse abge-
sichert.

So werden Renten an Ehegatten, Le-
benspartner (i. S. d. Lebenspartner-
schaftsgesetzes) und Kinder gezahlt, 
die Ersatz für den entfallenden Unter-
halt schaffen sollen. Darüber hinaus 
haben sie Anspruch auf Sterbegeld und 
Erstattung der Kosten für die Überfüh-
rung der/des Verstorbenen.

Sterbegeld

Das Sterbegeld beträgt ein Siebtel der 
im Zeitpunkt des Todes geltenden Be-
zugsgröße, die jährlich durch Rechtsver-
ordnung festgesetzt wird. Im Jahr 2019 
beträgt das Sterbegeld 4.920,00 € (Ost) 
bzw. 5.340,00 € (West) und wird an die-
jenigen gezahlt, die die Bestattungskos-
ten getragen haben.

Hinterbliebenenrente

Witwen-/Witwerrente

Bis zum Ablauf des dritten Kalendermo-
nats nach Ablauf des Monats, in dem   
eine versicherte Person verstorben ist, 
wird eine Hinterbliebenenrente in Höhe 
der Vollrente (2/3 des Jahresarbeitsver-
dienstes der/des Verstorbenen) gezahlt. 
Ab dem darauf folgenden Monat beträgt 
die Hinterbliebenenrente 30 v. H. des 
Jahresarbeitsverdienstes. Sie ist grund-
sätzlich auf 24 Kalendermonate be-
grenzt  (sog. „kleine Witwen- oder Wit-
werrente“).

Hat die/der Berechtigte jedoch 

das 47. Lebensjahr vollendet 

oder 
erzieht sie/er ein waisenrentenberech-
tigtes Kind

oder 
ist sie/er berufs- oder erwerbsunfähig 
im Sinne der gesetzlichen Rentenversi-
cherung 
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oder 
hat sie/er für ein Kind zu sorgen, das 
wegen körperlicher, geistiger oder seeli-
scher Behinderung Anspruch auf Wai-
senrente hat oder nur deswegen nicht   
hat, weil das 27. Lebensjahr vollendet 
wurde 

beträgt die Rente 40 v. H. des JAV, die 
– solange die Voraussetzungen erfüllt 
sind – unbegrenzt zu zahlen ist (sog.  
„große Witwen- und Witwerrente“).

Trifft die Rente mit eigenem Erwerbs- 
oder Erwerbsersatzeinkommen zusam-
men, so erfolgt eine Anrechnung des 
Einkommens auf die Rentenleistung.  

Waisenrente

Kinder der/des Verstorbenen erhalten 
bis zur Vollendung des 18. Lebensjahres 
je eine Waisenrente von 30 v. H. des Jah-
resarbeitsverdienstes, wenn sie Vollwai-
se sind; Halbwaisen erhalten eine Rente 
von 20 v. H. des Jahresarbeitsverdiens-
tes. Bei Schul- und Berufsausbildung 
und in besonderen Fällen wird die Wai-
senrente bis zur Vollendung des 27. Le-
bensjahres gewährt. 

Bei der Waisenrente erfolgt keine An-
rechnung von eigenem Erwerbseinkom-
men auf die Rentenleistung.

Hinterbliebenenbeihilfe
Ein Anspruch auf Hinterbliebenenren-
te besteht nicht, wenn Versicherte, bei 
denen ein Versicherungsfall vorgelegen   
hat, versterben, ohne dass der Tod Fol-
ge dieses Versicherungsfalls ist. Unter 
gewissen Voraussetzungen sind jedoch 
gesetzliche Hinterbliebenenbeihilfen zu 
gewähren.

Anpassung von Geldleistungen 
Geldleistungen aus der gesetzlichen Un-
fallversicherung für Versicherungsfälle, 
die im vorangegangenen Kalenderjahr 
oder früher eingetreten sind, werden 
jährlich entsprechend der allgemeinen 
Entwicklung der Löhne und Gehälter an-
gepasst.

Die Bundesregierung bestimmt per Ver-
ordnung den Anpassungsfaktor der 
vom Jahresarbeitsverdienst abhängi-
gen Geldleistungen (Rentenwertbestim-
mungsverordnung).
Die Anpassungsfaktoren werden jährlich 
zum 01.07. bestimmt.

Mit dem Anpassungsfaktor wird der der 
Rentenberechnung zugrunde liegende 
Jahresarbeitsverdienst angepasst. Der 
höhere Jahresarbeitsverdienst ist dann 
die neue Berechnungsgrundlage, z. B. 
für die Verletztenrente. 
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Mehrleistungen der HFUK Nord 

Da sich die Angehörigen der Freiwilligen 
Feuerwehren in besonderem Maß für die 
Allgemeinheit engagieren und im Ext-
remfall sogar ihr Leben dafür einsetzen, 
zahlt die Feuerwehr-Unfallkasse für die-
ses überdurchschnittliche Engagement 
zahlreiche Mehrleistungen aus. Die 
Mehrleistungen werden in Ergänzung 
zu den gesetzlichen Geldleistungen 
gewährt. Sie sind in den sogenannten 
Mehrleistungsrichtlinien der Hanseati-
schen Feuerwehr-Unfallkass Nord ver-
ankert.

Mehrleistungen während der Heilbe-
handlung

Mehrleistungen für Arznei-, Ver-
band-und Hilfsmittel
Wenn bei verordneten Arznei-, Verband-
mittel die gesetzlichen Festbeträge 
überschritten werden, erstattet die Kas-
se die zu tragenden Mehrkosten (die 
sogenannten „Zuzahlungen“). Gleiches 
gilt für Hilfsmittel bis zu einem Betrag 
von 210,00 €.

Kalendertägliche Mehrleistungen    
(Tagegeld)
Für die Dauer einer unfallbedingten 
stationären Heilbehandlung wird ein 
Tagegeld in Höhe von 1/15 des Mindest-
pflegegeldsatzes (West) je Kalendertag 
gezahlt. Alle übrigen Unfallverletzten 

erhalten diese Mehrleistung mit Be-
ginn des 15. Tages der unfallbedingten 
Arbeitsunfähigkeit. Die kalendertägli-
che Mehrleistung beträgt derzeit (Stand 
01.07.2019) je Tag 24,93 EUR.

Mehrleistungen zum Verletzten-
geld
Das Verletztengeld wird bis zur Höhe des 
tatsächlich entgangenen regelmäßigen 
Nettoarbeitsentgeltes bzw. –einkom-
mens ergänzt.

Für beruflich Selbständige wird ein ka-
lendertägliches Mindestverletztengeld 
in Höhe von 83,06 € (Stand 2019) ge-
währt. Wird ein höheres Einkommen 
nachgewiesen, wird das Verletztengeld 
auf dieser Grundlage berechnet. Als 
Höchstgrenze gilt der Höchst-JAV. 

Mehrleistungen zur Versichertenrente
Besteht eine rentenberechtigende Min-
derung der Erwerbsfähigkeit (MdE), wird 
die Versichertenrente mindestens nach 
einem Jahresarbeitsverdienst festge-
stellt, der für Unfallverletze bis zur Voll-
endung des 15. Lebensjahres 50 %, bis 
zur Vollendung des 18. Lebensjahres 
70 % und nach Vollendung des 18. Le-
bensjahres 100 % der im Zeitpunkt des 
Arbeitsunfalles geltenden Bezugsgröße 
(Stand 2019: 37.380,00 €)
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Als Mehrleistung zur Versichertenren-
te wird bei völliger Erwerbsminderung 
die Rente um den 2,25fachen Wert des 
Mindestbetrages für das monatliche 
Pflegegeld (Stand 01.07.2019: 374,00 € 
x 2,25 = 841,50 €) erhöht. Bei teilweiser 
Minderung der Erwerbsfähigkeit wird 

der entsprechende Teil der Mehrleistung 
gewährt.

Bei einer Minderung der Erwerbsfähig-
keit in Höhe von 20 %beträgt die monat-
liche Leistung der HFUK Nord mindes-
tens 583,63 € (Stand 2019)

Jahresarbeitsverdienst (JAV)	 30.000,00 €
Erhöhung auf Mindest-JAV	 37.380,00 €
2/3 des JAV	 24.920,00 €
20 % MdE	 4.984,00 €
monatlich	 415,33 €

Mehrleistung zur Verletztenrente
374,00 x 2,25 = 841,50 €
20 % MdE	 168,30 €

Beispiel Rentenberechnung

Mehrleistungen bei Dauerschä-
den
Sofern eine dauernde MdE verblieben 
ist, wird den Versicherten eine einmali-
ge Mehrleistung gewährt. Diese beträgt 
bei einer MdE von 100 % 

•	 60.000,00 €
•	 80.000,00 €*.  

Bei teilweiser MdE (bis zu 10 %) wird der 
entsprechende Teil der Mehrleistung 
gewährt. 

Versicherte erhalten bei teilweisem 
Gliedmaßenverlust und einer festge-
stellten dauernden Minderung der Er-
werbsfähigkeit von unter 10 % einen 
Einmalbetrag von 2.000,00 €.

* Wenn sich der Arbeitsunfall bei einer Tätigkeit 
nach § 1 des Brandschutzgesetzes (BrSchG) für 
das Land Schleswig-Holstein, § 1 Brandschutz- 
und Hilfeleistungsgesetz  für das Land Mecklen-
burg-Vorpommern und § 3 Abs. 1 i.V.m. Abs. 3 des 
Feuerwehrgesetzes der Freien und Hansestadt 
Hamburg ereignet hat.
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Mehrleistungen im Todesfall
Im Todesfall wird eine Mehrleistung zum 
Sterbegeld der gesetzlichen Unfallversi-
cherung gezahlt. Diese Mehrleistung be-
trägt das 20fache des Mindestbetrages 
für das Pflegegeld (374,00 €). Im Jahr 
2019 betrug die Mehrleistung zum Ster-
begeld 7.480,00 € (ab 01.07.2019). 

Wird keine Witwenrente oder nur eine 
Witwenrente nach § 65 Abs. 1 Satz 2 
SGB VII (kleine Witwenrente) gewährt, 
wird an 

•	 die Ehegatten
•	 die Lebenspartner nach Lebenspart-

nergesetz (LPartG)

eine zusätzliche Mehrleistung zum 
Sterbegeld in Höhe 22.500,00 € oder 
30.000,00 €*4 gewährt.

Mehrleistungen an Hinterbliebe-
ne
Neben den gesetzlichen Hinterbliebe-
nenleistungen haben die Hinterblie-
benen in der Regel einen weiteren An-

spruch auf Mehrleistungen aus den 
Mehrleistungsbestimmungen der Sat-
zung der Feuerwehr-Unfallkasse. 

Einmalige Mehrleistungen

Im Fall eines Unfalls mit Todesfolge er-
halten die Hinterbliebenen eine einmali-
ge Mehrleistung von 
45.000,00 € oder 60 .000,00 €*. 

Empfangsberechtigt sind nacheinander:

•	 die Ehegatten
•	 die Lebenspartner nach Lebenspart-

nergesetz (LPartG)
•	 die Kinder

Bei mehreren Hinterbliebenenberech-
tigten erhält jeder Hinterbliebene zu-
sätzlich eine einmalige Mehrleistung 
von 1.000 €.

Die bezugsberechtigten Hinterbliebe-
nen (außer Kinder) müssen mit der / 
dem Verstorbenen zum Zeitpunkt des 
Todes in einem Haushalt gelebt haben.
Mehrleistung zur Rente

Dauerschaden	 Rente	 Einmalige Mehrleistung
 100 % MdE	 lfd. Rente	                 60.000,00 € bzw. 80.000,00 €
   20 % MdE	 lfd. Rente	                 12.000,00 € bzw. 16.000,00 €

Beispiel
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Die Hinterbliebenenrente wird nach ei-
nem Jahresarbeitsverdienst berechnet, 
der wie für die Versichertenrente festzu-
stellen gewesen wäre, mindestens je-
doch nach einem Jahresarbeitsverdienst 
der aktuell geltenden Bezugsrente 
(Stand 01.01.2019 = 37.380,00 €). 

Zu der gesetzlichen Hinterbliebenen-
rente erhalten Witwen und Witwer (§ 65 
SGB VII) und Halb- oder Vollwaisen (§ 67 
SGB VII) ein Mehrleistung

•	 bei einer Halbwaisenrente monatlich 
das 0,75 fache des Mindestbetrages 
für das Pflegegeld, 

•	 bei einer Vollwaisenrente bzw. kleiner 
Witwenrente monatlich das 1,2 fache 
des Mindestbetrages für das Pflege-
geld, 

•	 bei einer großen Witwenrente monat-
lich das 1,5 fache des Mindestbetra-
ges für das Pflegegeld.

Höchstbetrag der Renten

Die Renten der Hinterbliebenen dürfen 
einschließlich der Mehrleistungen zu-
sammen 80% des Höchstjahresarbeits-
verdienstes der Kasse nicht überstei-
gen. Wird diese Grenze überschritten, 
werden die einzelnen Geldleistungen 
anteilsmäßig gekürzt.

* Wenn sich der Arbeitsunfall bei einer Tätigkeit 
nach § 1 des Brandschutzgesetzes (BrSchG) für 
das Land Schleswig-Holstein, § 1 Brandschutz- 
und Hilfeleistungsgesetz für das Land Mecklen-
burg-Vorpommern und § 3 Abs. 1 i.V.m. Abs. 3 des 
Feuerwehrgesetzes der Freien und Hansestadt 
Hamburg ereignet hat.
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Beispiel (tödlicher Unfall im Feuerwehreinsatz - Mindestleistung an Hin-
terbliebene (Witwe/Witwer))

Hinterbliebenenversorgung für eine Witwe mit einem Kind (Stand 01.07.2019)
	
gesetzliches Sterbegeld	                    5.340,00 €
Mehrleistung zum Sterbegeld	                    7.480,00 €
	
einmalige Mehrleistung an die Witwe	                  45.000,00 €
Zusätzliche Mehrleistung Witwe	 1.000,00 €
Zusätzliche Mehrleistung Halbwaise 	 1.000,00 €

Witwenrente (ohne Einkommensanrechnung)	
Einkommen des Versicherten 30.000,00 €	
Erhöhung auf Mindest-JAV 37.380 €	
40 % des JAV monatlich	                    1.246,00 €
Mehrleistung zur Witwenrente 	
1,5 x 374,00 € monatlich	                       561,00 €
	
Waisenrente	
JAV 37.380,00 €	
20% des JAV monatlich	                              623,00 €
Mehrleistung zur Waisenrente	
0,75 x 374 € monatlich	                              280,50 €
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Ersatz für Sachschäden und Aufwendungen, 
Schmerzensgeld
In der Regel sind die Träger des Brand-
schutzes bereits nach den Landes-
brandschutz- bzw. Feuerwehrgesetzen 
verpflichtet, Sachschäden von Feuerwehr-
angehörigen zu ersetzen.

Deshalb ist für die Regulierung des    
Sachschadens vorrangig die für den Er-
satz von Sachschäden abgeschlossene 
Versicherung zuständig. Sollte eine sol-
che Versicherung nicht abgeschlossen 
worden sein oder wurde der Versiche-
rungsschutz von dieser Stelle versagt, so 
können Versicherte die Erstattung eines 
Sachschadens bei der Feuerwehr-Unfall-
kasse beantragen. Sie leistet dann Scha-
densersatz im Rahmen des § 13 Siebtes 
Buch Sozialgesetzbuch (SGB VII).

Ein Schmerzensgeld ist in der gesetzli-
chen Unfallversicherung nicht vorgese-
hen. Die vom Unfallversicherungsträger 
gezahlten Geldleistungen gleichen pau-
schal den Gesundheitsschaden und ei-
nen Minderverdienst aus. Sie ersetzen 
das zivilrechtliche Schmerzensgeld. 
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Anhörung, Widerspruch, Klage

Bevor ein Bescheid erlassen wird, der in 
Rechte einer/eines Beteiligten eingreift,    
ist dieser/diesem Gelegenheit zu ge-
ben, sich zu den für die Entscheidung 
erheblichen Tatsachen zu äußern. Die 
sogenannte „Anhörung“ hat schriftlich 
zu erfolgen.

Sind Versicherte mit einer seitens der 
Feuerwehr-Unfallkasse getroffenen Ent-
scheidung nicht einverstanden, so kann 
dagegen Widerspruch einlegt werden. 
Im nachfolgenden Widerspruchsverfah-
ren erfolgt eine nochmalige umfassende 
Überprüfung der Entscheidung durch 
den Widerspruchsausschuss der Feuer-
wehr-Unfallkasse. Hält dieses Gremium 
den Widerspruch ganz oder teilweise für 
begründet, wird ihm stattgegeben und 
ein entsprechender (anerkennender) 

Bescheid wird erlassen. Bestätigt der 
Widerspruchsausschuss hingegen die 
Ausgangsentscheidung, so kann gegen 
die angefochtene Verwaltungsentschei-
dung bzw. gegen den Widerspruchsbe-
scheid beim Sozialgericht Klage erho-
ben werden.

Bild:HFUK Nord
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Die Struktur der Sozialversicherung in der gesetzlichen Unfallversicherung:

Die gesetzliche Unfallversicherung als Teil 
der Sozialversicherung 

Renten- 
versicherung

Kranken- 
versicherung

Unfall- 
versicherung

Pflege- 
versicherung

Arbeitslosen- 
versicherung

Gewerbliche  
Berufsgenossenschaften

Sozialversicherung für 
Landwirtschaft, Forsten 

und  Gartenbau

Unfallkassen/ 
Gemeindeunfallversicherungs-

träger/ 
Feuerwehr-Unfallkassen

Unternehmen der  
Privatwirtschaft

Landwirtschaft /  
Gartenbau

Öffentliche Verwaltung (Bund, 
Länder, Kommunen) Unterneh-

men in selbständiger Rechtsform
Zusätzlich: Schülerschaft, Studie-
rende, Kindergartenkinder, ehren-

amtlich Tätige

Aufgaben
Prävention: 	 • Arbeitssicherheit		 • Gesundheitsschutz
Rehabilitation:	 • Medizinische Versorgung 	 • Berufliche und soziale Wiederein- 
						          gliederung
Entschädigung:	 • (Unfall-)renten		  • Verletztengeld 	 • Renten an  
								                     Hinterbliebene

Versicherungsfälle
•	 Arbeitsunfälle
•	 Wegeunfälle
•	 Berufskrankheiten

Finanzierung: 
Beiträge der Unterneh-

men

Finanzierung: 
Beiträge und Steuern

Finanzierung: 
Beiträge
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Hanseatische Feuerwehr-Unfallkasse Nord

Landesgeschäftsstelle  Hamburg
Mönckebergstraße 5
20095 Hamburg

Telefon:	040 253280-66
Fax:	 040 253280-73

Landesgeschäftsstelle  Mecklenburg-Vorpommern
Bertha-von Suttner-Straße 5
19061 Schwerin

Telefon:	0385 3031-700
Fax:	 0385 3031-706

Landesgeschäftsstelle Schleswig-Holstein
Hopfenstraße 2d
24114 Kiel

Telefon:	0431 990748-0
Fax:	 0431 990748-50

info@hfuk-nord.de
www.hfuk-nord.de
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